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Der Islamismus
ist das Problem

U
m kein Missver-
ständnis aufkom-
men zu lassen: Dass

Bund und Länder, Koali-
tion und Opposition eine
Arbeitsgruppe gründen
wollen, um das Thema
Migration anzugehen, ist
richtig, wichtig und über-
fällig. Die Frage, wie wir künftig da-
mitumgehenwollen,dasseinenicht
abreißende Zahl an Menschen vor
Krieg und Krisen, vor allem aber vor
Armut und Perspektivlosigkeit zu
uns flieht, muss grundsätzlich ge-
klärtwerden.Dassesjedocheinmut-
maßlich islamistischer Anschlag
war, der den Anlass dafür gegeben
hat, ist trotzdem irritierend – und
riskant.

ZwarkanneskeinenfalschenZeit-
punkt dafür geben, dass Generatio-
nenthema Migration neu zu denken.
Denn unabhängig davon, wie man
den aktuellen Umgang Europas mit
dem Einwanderungsdruck mora-
lisch bewertet, muss man einsehen:

Das Thema Migration anzugehen, ist richtig und
wichtig – Entscheidend aber ist die Terrorbekämpfung

nicht jeder Syrer oder Af-
ghane eine tickende Zeit-
bombe und ein potenziel-
ler Messermörder ist.
Oder?

Vor ein paar Jahren kas-
sierte AfD-Chefin Alice
Weidel für eine solche
Polemik im Bundestag

noch einen Ordnungsruf vom Bun-
destagspräsidenten, dem konserva-
tiven CDU-Urgestein Wolfgang
Schäuble.UndjetztsolldasunserLö-
sungsansatz sein? Aber selbst, wer
an diesem Punkt angekommen sein
sollte,musssichfragen,wasrealisti-
scher ist: Alle Syrer und Afghanen
loszuwerden – oder die Dschihadis-
ten unter ihnen zu stoppen?

SeitSolingenwirdgefahndet,wes-
sen Versagen dazu führte, dass der
Verdächtige nicht nach Bulgarien
abgeschobenwurde–einemunserer
EU-Partner, der noch Flüchtlinge
zurücknimmt, wenn auch zurück-
haltend. Man versetze sich kurz in
die dortigen Verantwortlichen, die
die deutsche Debatte verfolgen. Wir
dürfenunsjedenfallsnichtwundern,
wenn Bulgariens Zurückhaltung bei
der Rücknahme künftig noch etwas
größer wird.

Was dagegen zu wenig themati-
siert wird: Warum haben die Heim-
betreiber und die Sicherheitsbehör-
dennichterkannt,wiesichdaeinSy-
rer in einem deutschen Flüchtlings-
heim in den Dschihadismus hinein-
radikalisiert hat? Fehlte das Perso-
nal, die Expertise, die Zugriffsmög-
lichkeit oder die Sensibilisierung?

Der Bund oder Land vorzuwerfen,
dass der Solinger Täter nicht einer
der nur zwölf Asylbewerber war, die
Bulgarien pro Woche aus Deutsch-
landzurücknimmt,istbillig.Berech-
tigt ist dagegen die Frage, ob die Be-
hörden ausreichende Schlüsse da-
raus gezogen haben, dass seit dem
Hamas-MassakerinIsraelvom7.Ok-
tober 2023 auch in Deutschland die
Islamisten wieder verstärkt Flagge
zeigen und wieder vermehrt Rekru-
tierungserfolge feiern. Für poten-
zielle Terroristen spielen nationale
Grenzen eine viel kleinere Rolle als
in unserer Diskussion.

Es gibt keine einfachen Lösungen
im weltweiten Kampf gegen den
Dschihadismus. Aber es muss eine
Debatte darüber geben, ob wir die-
sen Kampf ausreichend führen.

LEITARTIKEL

Wo demokratisch gewählt wird,
stimmt die Wählerschaft entlang
ihrer eigenen Interessen. Solange
eineMehrheitsichalsovomAusmaß
derMigrationüberfordertfühlt,wird
sie jede Partei abwählen, die ihr die-
ses Gefühl nicht nimmt.

Dasistschwieriggenug.Unverant-
wortlich ist es aber, den Eindruck zu
erwecken, eine bessere Migrations-
politik könnte Taten wie in Solingen
oder Mannheim verhindern. Nach
den Morden durch einen Afghanen
undeinenSyrerbrauchteswirksame
SchrittegegenislamistischeRadika-
lisierungunddschihadistischenTer-
ror. Die Fiktion, man müsse nur alle
Syrer und Afghanen loswerden,
kanndabeinichtallenErnstesalsse-
riöser Vorschlag verhandelt werden.

Zu recht haben viele Deutsche
nach der Meldung aus Solingen ein
emotionales „Es reicht!“ in sich hi-
nein- oder in die Welt herausge-
brüllt. Aber sobald die Emotion ab-
kühlt, müsste doch klar sein, dass

Gefangen in der Dauerschleife

N
ach zwölf Jahren
Planung, Bau, Fast-
Baustopp, Neupla-

nung und erneutem Bau-
start präsentieren dieVer-
antwortlichen der Stadt
Köln zum Sanierungsfall
Oper die nahezu identi-
schen Satzbausteine wie
ihre Vorgänger, um die Ursachen zu
beschreiben. Von „hoher Komplexi-
tät“, „Koordinationsproblemen“,
„Kleinteiligkeit“ ist da die Rede.
Wieder einmal.

Als Zuhörer fühlt man sich gefan-
genineinerDauerschleife.Nungeht
es eben in die nächste Runde. Wie-

Sanierung der Kölner Oper verzögert sich erneut

der einmal. Aber jetzt soll eine neue
Organisationsstruktur alles verbes-
sern und den Bau ins Ziel retten.
Wieder einmal.

Längst ist die Bühnen-Sanierung
eine Bürde für Köln, mental wie fi-
nanziell. Es geht nur noch darum,

KOMMENTAR

fertig zu werden. Dass das
möglich sei, betonen Bau-
dezernent Markus Greite-
mann und Oberbürger-
meisterin Henriette Re-
ker sogar ohne Nachfra-
gen. Sie wissen aber auch,
dass es Menschen gibt, die
daran nicht mehr dran

glauben.
Für Reker ist dieser Donnerstag

einTagdespersönlichenScheiterns.
Sehr wahrscheinlich tritt sie 2025
nicht mehr zur Wiederwahl an. In
ihrer Selbstdarstellung lautete das
Narrativ zuletzt, sie sei die OB, die
Projekte beendet. Für die Bühnen
gilt: Das wird sie nicht schaffen.
ZwarstehtRekernichtmitHelmund
Schubkarre auf der Baustelle, aber
sie hat die Verantwortung. Das hat
sie richtigerweise auch betont.

Der Stadtverwaltung stehen harte
Monate bevor, wenn sie angesichts
des Sparzwangs ihren Bürgerinnen
und Bürgern weitere Härten abver-
langen muss. Bei mittlerweile 1,3
Milliarden Euro Ausgaben für die
Bühnen werden die Menschen sich
fragen: Warum ist dafür so viel Geld
da– und für andere Dinge nicht? So-
lange sie noch im Amt ist, ist es Re-
kers Sache, darauf eine schlüssige
Antwort zu liefern.

Druck auf
Israel machen

D
ie EU-Staaten diskutieren
über das nächste Tabu: Sollen
zwei israelische Minister we-

gen Gewaltaufrufen und übler Hetze
gegen Palästinenserinnen und Pa-
lästinenser mit Sanktionen belegt
werden? Einen entsprechendenVor-
schlag unterbreitete der EU-Außen-
beauftragte Josep Borrell am Don-
nerstag beim Außenministertreffen
inBrüssel.DasVermögendesrechts-
extremen israelischen Polizeiminis-
tersItamarBen-GvirunddesFinanz-
ministers Bezalel Smotrich soll ein-
gefrorenunddieMinistermitEinrei-
severboten in die EU belegt werden–
sie fänden sich auf einer Stufe mit
brutalen Verbrechern wieder.

Die EU kann den offenen Rassis-
mus und Hass der rechtsextremen
Hardliner in der israelischen Regie-
rung gegen die Palästinenserinnen
und Palästinenser nicht einfach hin-
nehmen und tatenlos zusehen. Ge-
waltaufrufe und Aufstachelung
gegenPalästinensersindnichtdurch
das Recht auf Selbstverteidigung ge-
deckt. Die menschenverachtende
Forderung der beiden Ultranationa-
listen,HilfslieferungennachGazazu
stoppenunddenHungertodvonzwei
Millionen Zivilistinnen und Zivilis-
ten in Kauf zu nehmen, darf niemals
eine Option sein, um die letzten Gei-

EU sollte das Agieren der
rechtsextremen Minister

nicht hinnehmen
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seln zu befreien und den Krieg zu be-
enden. Die EU tut gut daran, Israel
mit dem scharfen Schwert der Sank-
tionen an die unabdingbare Einhal-
tung der Menschenrechte zu erin-
nern.

Schon länger haben die EU-Staa-
ten die Klinge ihres Schwertes ge-
schärft, indem sie mehr und mehr
Sanktionen gegen gewalttätige is-
raelische Siedler im Westjordanland
verhängthatten. JetztrichtetBorrell
das Schwert direkt gegen Israel.
Dennallenistklar:OhnemehrDruck
auf Israel wird es weder einen Waf-
fenstillstand im Gazastreifen noch
die dringend notwendige Auswei-
tung der humanitären Hilfe geben.
Die Sanktionen sind das einzige Mit-
tel, das der EU zur Verfügung steht.
Jetzt ist es an der Zeit, es auch einzu-
setzen.
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Thomas Plaßmann

Eine gefährliche Expertise

K
aum jemand hätte vorausge-
sagt, dass die Nominierung
von Kamala Harris zur Präsi-

dentschaftskandidatin der Demo-
kratischen Partei in den USA so viel
in Bewegung bringen würde. Die
einst von einem Großteil der Ameri-
kaner mit Skepsis begutachtete Vi-
zepräsidentinistplötzlichzumLieb-
ling der Nation aufgestiegen. Selbst
manche prominente Republikaner
sagen,dasssiewohlHarrisihreStim-
me geben würden, da Donald Trump
einfach unwählbar sei.

Dabei hält sich Harris, wie auch
Trump, recht bedeckt bei Angaben
über die Einzelheiten ihrer künfti-
gen Innen- und Außenpolitik. Mehr
als reichlich allgemeine Äußerun-
gen waren beiden bisher nicht zu
entlocken.

Aber imWahlkampfkommtesauf
die Einzelheiten auch nicht so an.
Für beide Kandidaten geht's um die
Wurst,soheißtesimmerwieder:De-
mokratie oder autoritäre Herr-
schaft? Fortgesetzter globaler Füh-
rungsanspruch der USA oder Rück-
kehr in die Isolation der 1920er und
1930er Jahre? Weitere Kooperation
mit den Verbündeten oder brutaler
Alleingang in allen wichtigen Berei-
chen? So zumindest werden die Al-
ternativen derzeit vom demokrati-
schenLagergerndargestellt.DieRe-
publikaner weisen demgegenüber
auf die angeblich linksprogressiven
Überzeugungen in Harris' Umfeld
hin und betonen immer wieder, dass
unter Harris die Steuern drastisch
steigen und die Sozialausgaben des
Landes ins Unermessliche ausufern
würden.

Die Darlegung detaillierter politi-
scher Zielvorstellungen geht der-
weil völlig unter. Ein wenig erinnert
das an den bundesdeutschen Wahl-
kampf 1980, als das Duell zwischen
HelmutSchmidt(SPD)undFranzJo-
sefStrauß(CSU)auchzugrobenVer-
einfachungen auf beiden Seiten
führte.

Tim Walz, Vizepräsidentschaftskandidat der US-Demokraten, kennt sich gut mit
China aus – Die Republikaner stempeln ihn prompt zum Lakaien Pekings

Für Harris ist diese Strategie bis-
lang durchaus erfolgreich. In den
Umfragen liegt sie mittlerweile
knappvorTrump.MancheErhebun-
gen geben ihr gar einen Vorsprung
von bis zu vier Prozentpunkten. Ob
Harris diese gute Stimmung in den
verbleibenden zwei Monaten des
WahlkampfsüberdieRundenretten
kann, bleibt abzuwarten. Aber bis-
her hat sie sich keine Ausrutscher
geleistet. Sie legt im Gegensatz zu
Trumpeinegleichbleibendfreundli-
che und ausgeglichene Haltung an
den Tag und hat auch bei der Wahl
ihres Kandidaten für das Vizepräsi-
dentenamt ins Schwarze getroffen.

AMERIKA VERSTEHEN

Während Trump mit seinem
„Running Mate“ J. D. Vance jeman-
den ins Rampenlicht gestoßen hat,
der mit seinen nationalistischen,
isolationistischen und oftmals ein-
fachseltsamenAnsichtenaufimmer
mehrBedenkenstößt,hatHarrismit
Tim Walz einen soliden Familienva-
ter aus dem Mittleren Westen, ehe-
maligenSchullehrer,Fußballtrainer
und Veteranen aus dem Hut gezau-
bert. Der vormalige Kongressabge-
ordnete und derzeitige Gouverneur
von Minnesota kommt rüber wie ein
gutmütiger, hilfsbereiter Nachbar,
auf den man sich verlassen kann.

Es ist aber umstritten, wie wichtig
die Beliebtheit und Kompetenz des
Vizepräsidentenkandidaten für das
Wahlverhalten der Bürger wirklich
sind. Franklin Roosevelts Vize John
Garner erklärte einmal, dass sein
Amt „keinen Krug warmer Spucke
wert“ sei. Allerdings mag der Kont-
rast zwischen dem verlässlichen, er-
fahrenen Walz und dem überkandi-
delten, unreifen Vance am Ende
doch bedeutsam sein, wenn die
Amerikaner am 5. November in die
Wahlkabinen gehen.

Zudem verfügt Walz über eine Ex-
pertise,mitdernurwenigeamerika-
nische Politiker aufwarten können.
Er ist ein ausgewiesener Chinaex-
perte, der als junger Lehrer 1989/90
in China gelebt hat und anschlie-
ßendübervieleJahrealsGymnasial-
lehrer in Nebraska mit seinen Schü-
lern Austauschreisen nach China
unternahm. Mit seiner Frau Gwen
gründete er eine eigene Reiseagen-
tur, die auf Austauschlehrgänge in
China spezialisiert war. Bis 2016
reiste Walz mehr als dreißig Mal ins
Land der Mitte. Auch seine Hoch-
zeitsreiseführtedasjungePaardort-
hin. Später als Kongressabgeordne-
ter entwickelte Walz sich zu einem
profunden,anerkanntenKennerder
chinesischen Politik.

Auf den ersten Blick mag das ein
großer Vorteil für jeden außenpoli-
tisch interessierten Politiker sein,
doch nicht unbedingt in den USA.
Die meisten amerikanischen Politi-
ker verteufeln China als ökonomi-
schen, technologischen und geo-
politischen Konkurrenten, und
wirkliches Sachwissen über China
istdünngesätindenbeidenHäusern
des Kongresses. Walz wurde denn
auch – kaum zum Vizepräsidenten-
kandidatengekürt–vondenAnhän-

gernTrumpsalsLakaiundfolgsamer
Anhänger Xi Jinpings angegriffen.

Der rechtslastige Senator Tom
Cotton betonte, Walz sei eine Erklä-
rungdafürschuldig,dassereine„35-
jährige Beziehung mit dem kommu-
nistischen China“ habe. Richard
Grenell, der sich als Trumps Bot-
schafter in Deutschland durch sein
forsches und aggressives Verhalten
in Berlin recht unbeliebt gemacht
hatte, verkündete, die Kommunis-
ten in China seien mit Harris' Vize-
präsidentenkandidaten „sehr froh“.
Grenell wird als möglicher Außen-
ministergehandelt,fallsTrumpwie-
dergewählt werden sollte. Der erz-
konservative Senator Mark Rubio
aus Florida wiederum stellte fest,
dass Walz ein hervorragendes Bei-
spieldafürsei,wiedieChinesenüber
JahregeduldigEinflussaufamerika-

nische Politiker nähmen, um sie
dann zum Gipfel der Macht aufstei-
genzusehenundentsprechendaus-
nutzen zu können.

Ungeachtet seines großen und
langen Interesses an den Menschen
und der Kultur Chinas hat sich Walz
immer kritisch über die Machthaber
inPekinggeäußert.SchonalsLehrer
in China kritisierte er das Massaker
aufdemPlatzdeshimmlischenFrie-
dens am 4. Juni 1989. Als Kongress-
abgeordneter wurde er nicht müde,
die miserable Menschenrechtslage
in China anzuprangern. Walz traf
sich mit dem Dalai Lama, unter-
stützte die Protestbewegung in
Hongkong und setzte sich für die
FreilassungdesDissidentenundNo-
belpreisträgers Liu Xiaobo ein, der
wegen mangelnder medizinischer
Hilfe im Juli 2017 in chinesischer
Haft starb. Nach der Machtübernah-
me Xi Jinpings 2012 kritisierte Walz
die unfairen Handelspraktiken Chi-
nas und die zunehmend aggressive
Außenpolitik. In seiner Verbunden-
heit mit China unterscheidet er
deutlich zwischen dem autoritären
Regime und den Menschen.

Sicherlich würden die Machtha-
ber in Peking einen Chinakenner im
Weißen Haus begrüßen und damit
Hoffnungen verbinden. Dennoch
dürften sie nicht mit einer grund-
sätzlichenÄnderungderamerikani-
schen Chinapolitik unter einer von
Harris geführten Regierung rech-
nen. Als Vizepräsident hätte Walz
zudemrechtwenigdirektenEinfluss
auf die Außenpolitik. Und: Eine
deutlicheMehrheitderPolitikerbei-
der großer Parteien in den USA be-
trachtet China als existenzielle Be-
drohungderUSA,dieunbedingtein-
gedämmt werden muss. Auch daran
wird sich kaum etwas ändern.
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Nach dem Massaker
der Hamas

zeigen die Islamisten
wieder verstärkt Flagge

OB Henriette Reker
steht nicht mit

Helm und Schubkarre auf
der Baustelle, aber sie hat
die Verantwortung

Es braucht einen
Waffenstillstand

im Gazastreifen und
mehr humanitäre Hilfe

In den Umfragen
liegt Harris vorn.

Bisher hat sie sich keine
Ausrutscher geleistet

Walz hat sich
immer kritisch

über die Machthaber
in Peking geäußert


